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3. Instanz

Datum -

Tenor:

Die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des Sozialgerichts KÃ¶ln vom
13.07.2021 wird zurÃ¼ckgewiesen.

Die Beklagte hat die Kosten der KlÃ¤gerin auch im Berufungsverfahren zu
erstatten.

Die Revision wird nicht zugelassen.

Â 

Tatbestand

Die Beklagte wendet sich mit ihrer Berufung gegen ihre Verurteilung zur
Gleichstellung der KlÃ¤gerin mit einer Schwerbehinderten gem. Â§ 2 Abs. 3 SGB IX.

Die am 00.00.0000 geborene KlÃ¤gerin ist examinierte Gesundheits- und
Krankenpflegerin. Nachdem durch den Rhein-Erft-Kreis zunÃ¤chst ein GdB iHv 30
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festgestellt worden war, ist bei ihr aufgrund eines Vergleichs in einem
sozialgerichtlichen Verfahren seit dem 25.04.2018 ein GdB iHv 40 festgestellt. Dem
liegen folgende GesundheitsstÃ¶rungen zugrunde: HÃ¶rminderung,
GleichgewichtsstÃ¶rungen, FunktionseinschrÃ¤nkungen der WirbelsÃ¤ule,
Nervenwurzelreizungen, Schmerzsyndrom, Schultersteife rechts,
FunktionseinschrÃ¤nkungen beider Ellbogen und Daumensattelgelenke,
FunktionseinschrÃ¤nkung der unteren ExtremitÃ¤ten, Bluthochdruck.

Die KlÃ¤gerin arbeitete seit 0000 als O. beim UniversitÃ¤tsklinikum U. (W.),
Arbeitgeber war der I. B. U. eV. Das BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis zur I. B. wurde
durch eine KÃ¼ndigung des Arbeitgebers beendet. Ab dem 01.03.2019 arbeitete
die KlÃ¤gerin beim Krankenhaus E., dieses BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis wurde
innerhalb der Probezeit zum 31.08.2019 aus nicht behinderungsbedingten
GrÃ¼nden wieder beendet. Seit dem 01.09.2019 ist die KlÃ¤gerin als O. beim
P.-Krankenhaus A. in der orthopÃ¤dischen Abteilung beschÃ¤ftigt.

Nach Ablehnung eines ersten Antrags beantragte die KlÃ¤gerin am 12.07.2018
erneut die Gleichstellung mit einem schwerbehinderten Menschen. Sie machte
geltend, ihr Arbeitsplatz als O. sei aufgrund ihrer gesundheitlichen
EinschrÃ¤nkungen gefÃ¤hrdet, das W. und die I. B. gingen davon aus, dass sie ihren
Beruf nicht mehr in vollem Umfang ausÃ¼ben kÃ¶nne, verweigerten aber, ihr einen
leidensgerechten Arbeitsplatz zur VerfÃ¼gung zu stellen. Mit Bescheid vom
20.08.2018 lehnte die Beklagte den Antrag ab. Die PrÃ¼fung des Antrags habe
keine Anhaltspunkte dafÃ¼r ergeben, dass der Arbeitsplatz aus
behinderungsbedingten GrÃ¼nden gefÃ¤hrdet sei und die KlÃ¤gerin zur Erhaltung
des Arbeitsplatzes auf den Schutz der Gleichstellung angewiesen sei.

Hiergegen legte die KlÃ¤gerin am 27.08.2018 Widerspruch ein. Sie legte ihre
Auseinandersetzungen mit der I. B. dar, im Rahmen derer ihr durch den Anwalt der
I. B. nahegelegt worden war, entweder in einem Altenheim in D. zu arbeiten oder
sich einen anderen Arbeitgeber zu suchen.

Mit Widerspruchsbescheid vom 12.02.2019 wies die Beklagte den Widerspruch
zurÃ¼ck. Nun fÃ¼hrte sie aus, der Arbeitsplatz der KlÃ¤gerin sei gesundheitlich
nicht geeignet und deshalb nicht Ã¼ber eine Gleichstellung zu schÃ¼tzen.

Hiergegen richtet sich die am 06.03.2019 erhobene Klage. Die KlÃ¤gerin hat
geltend gemacht, ihr Arbeitsplatz sei aus behinderungsbedingten GrÃ¼nen
gefÃ¤hrdet, wie der Verlust des Arbeitsplatzes beim W. zeige.

Die KlÃ¤gerin hat beantragt,

die Beklagte unter Aufhebung des Bescheides vom 20.08.2018 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 12.02.2019 zu verurteilen, sie einer
Schwerbehinderten gleichzustellen.

Die Beklagte hat beantragt,
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Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  die Klage abzuweisen.

Sie hat geltend gemacht, da die KlÃ¤gerin ihren Arbeitsplatz bei der I. B. verloren
hat, kÃ¶nne die Gleichstellung nicht mehr zum Schutz dieses Arbeitsplatzes
ausgesprochen werden. Da die KlÃ¤gerin ihren Anschlussarbeitsplatz auch ohne die
Gleichstellung erhalten habe, werde diese nicht zur Erlangung eines geeigneten
Arbeitsplatzes benÃ¶tigt. Anhaltspunkte fÃ¼r eine GefÃ¤hrdung des neuen
Arbeitsplatzes lÃ¤gen nicht vor.

Auf Anforderung durch das Sozialgericht hat die KlÃ¤gerin die im Verfahren auf
Feststellung des GdB eingeholten Gutachten vorgelegt (orthopÃ¤disches Gutachten
von H. vom 15.08.2016 [GdB 30], internistisch-kardiologisches Zusatzgutachten von
C. vom 06.07.2016 [GdB 10], HNO-Ã¤rztliches Zusatzgutachten von F. [GdB 20],
HNO-Ã¤rztliches Gutachten von Q. vom 03.11.2017 [GdB 20], orthopÃ¤disches
Gutachten von Z. vom 13.01.2018 [Gesamt GdB 40]). Ã�ber die Beklagte ist eine
Stellungnahme des Betriebsrats der P.-Klink T. eingeholt worden. Dieser hat
ausgefÃ¼hrt, der Arbeitsplatz der KlÃ¤gerin sei wegen der Notwendigkeit
pflegerischer TÃ¤tigkeiten zwar geeignet, aber auch gefÃ¤hrdet. Die Arbeitgeberin
P.-Krankenhaus A. GmbH hat auf Anfrage durch das Sozialgericht die
ArbeitsunfÃ¤higkeitszeiten bis Januar 2021 mitgeteilt (nur jeweils einzelne
Tage/Woche).

Mit Urteil vom 13.07.2021 hat das Sozialgericht die Beklagte unter Aufhebung der
angefochtenen Bescheide verurteilt, die KlÃ¤gerin einer Schwerbehinderten
gleichzustellen. Die Voraussetzungen fÃ¼r die Gleichstellung nach Â§ 2 Abs. 3 SGB
IX seien gegeben. Die TÃ¤tigkeit der KlÃ¤gerin als Gesundheits- und
Krankenpflegerin sei aufgrund der Notwenigkeit, feinmotorische Arbeiten, Arbeiten
mit Kraftentfaltung der HÃ¤nde und dem Heben und Tragen von Lasten sowie
Arbeiten im Nachtdienst zu vermeiden, eingeschrÃ¤nkt. Das ArbeitsverhÃ¤ltnis der
KlÃ¤gerin sei nach der Auskunft des Betriebsrats auch aufgrund der Notwendigkeit,
grundpflegerische Arbeiten durchzufÃ¼hren, gefÃ¤hrdet. Auch durch die
Beendigung der TÃ¤tigkeiten bei dem W. und dem Krankenhaus E. zeige sich die
GefÃ¤hrdung des Arbeitsplatzes, auch wenn die Arbeitgeberin derzeit auf die
EinschrÃ¤nkungen der KlÃ¤gerin RÃ¼cksicht nehme. Der Arbeitsplatz sei dennoch
nicht ungeeignet, weil die KlÃ¤gerin mit Schmerzmitteln ihre Arbeit verrichten
kÃ¶nne.

Gegen das der Beklagten am 24.08.2021 zugestellte Urteil richtet sich deren
Berufung vom 22.09.2021. Die Beklagte meint, der Arbeitsplatz der KlÃ¤gerin sei
nicht aus gesundheitlichen GrÃ¼nden gefÃ¤hrdet. Der Arbeitgeber nehme
RÃ¼cksicht auf die EinschrÃ¤nkungen der KlÃ¤gerin.

Die Beklagte beantragt,

Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  das Urteil des Sozialgerichts zu Ã¤ndern und die Klage
abzuweisen.

Die KlÃ¤gerin beantragt,
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Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie beruft sich auf die EinschÃ¤tzung des Betriebsrats hinsichtlich einer
ArbeitsplatzgefÃ¤hrdung. Der Umstand, dass die Arbeitgeberin derzeit RÃ¼cksicht
auf die EinschrÃ¤nkungen der KlÃ¤gerin nehme, Ã¤ndere nichts daran, dass sie den
Gleichstellungsschutz benÃ¶tige. Nach dem Arbeitsvertrag kÃ¶nne sie auch dazu
verpflichtet werden, Samstags- Sonntags- und Feiertagsarbeit zu verrichten, im
Wechsel- und Schichtdienst zu arbeiten sowie Mehrarbeit und Ã�berstunden zu
leisten, ebenso Bereitschafts- und Rufdienst. Die Arbeitgeberin kÃ¶nne die
KlÃ¤gerin also zu entsprechenden Arbeiten heranziehen und bei deren
NichtdurchfÃ¼hrbarkeit das BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis beenden. Sie hat ihre
weiteren ArbeitsunfÃ¤higkeitszeiten dargelegt, aus denen aber keine negativen
RÃ¼ckschlÃ¼sse fÃ¼r den Klageanspruch abzuleiten seien. Daraus, dass sie ich
bemÃ¼he, sich so selten wie mÃ¶glich krankschreiben zu lassen, kÃ¶nne nicht
geschlossen werden, dass sie keine gesundheitlichen EinschrÃ¤nkungen bei der
Arbeit habe. Nachtdienst mÃ¼sse sie nicht leisten, auch keinen plÃ¶tzlichen
Schichtwechsel. Die ArbeitsunfÃ¤higkeitszeiten hÃ¤uften sich, zuletzt sei sie vom
24.02.2023 bis zum 10.03.2023 arbeitsunfÃ¤hig gewesen.

WÃ¤hrend des Berufungsverfahrens ist am 26.09.2022 eine arbeitsmedizinische
Untersuchung der KlÃ¤gerin durch T. durchgefÃ¼hrt worden. Hiernach bestehen bei
der KlÃ¤gerin eine MeniskusschÃ¤digung links, eine Rizarthrose beidseits, eine
aseptische Knochennekrose im Bereich des Beckens, eine arterielle Hypertonie
sowie eine HÃ¶rminderung beidseits mit der Notwendigkeit einer
HÃ¶rgerÃ¤teversorgung. Der Arzt bejaht ohne nÃ¤here BegrÃ¼ndung die
Voraussetzungen einer Gleichstellung. Die Beklagte hat daraufhin die Einschaltung
ihres technischen Beraters angeboten, der klÃ¤ren solle, ob der Arbeitsplatz fÃ¼r
die KlÃ¤gerin geeignet ist und welche Hilfsmittel ggfs. zu VerfÃ¼gung gestellt
werden mÃ¼ssen. Damit kÃ¶nne auch festgestellt werden, ob der Arbeitgeber zu
einer entsprechenden technischen UmrÃ¼stung breit ist bzw. die UmrÃ¼stung von
einer Gleichstellung abhÃ¤ngig macht.

Auf Aufforderung durch den Senat hat die KlÃ¤gerin ihren Arbeitsvertrag mit der
P.-Klinik vorgelegt. Die Beteiligten haben ihr EinverstÃ¤ndnis mit einer
Entscheidung ohne mÃ¼ndliche Verhandlung allein durch den Berichterstatter
erklÃ¤rt.

Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstands wird auf die
gewechselten SchriftsÃ¤tze und die Ã¼brige Gerichtakte verwiesen, deren
wesentlicher Inhalt Gegenstand der Entscheidungsfindung des Senats gewesen ist.

EntscheidungsgrÃ¼nde

Der Senat entscheidet Ã¼ber die Berufung der Beklagten in der
geschÃ¤ftsplanmÃ¤Ã�igen Besetzung mit drei Berufsrichtern und den
ehrenamtlichen Richtern. Zwar haben die Beteiligten ihr EinverstÃ¤ndnis mit einer
Entscheidung durch den Vorsitzenden als Berichterstatter anstelle des Senats
erklÃ¤rt (Â§ 155 Abs. 3, 4 SGG). Die Entscheidung darÃ¼ber, ob der konsentierte
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Berichterstatter entscheidet oder die Sachentscheidung dem Senat Ã¼berlÃ¤sst,
steht, auch nachdem die Beteiligten sich mit der Ã�bertragung auf den
Berichterstatter einverstanden erklÃ¤rt haben, in dessen Ermessen (BSG Beschluss
vom 23.06.2016 â�� B 11 AL 7/16 BH). Dieses war zugunsten der Vorlage an den
gesamten Senat auszuÃ¼ben, da die Beklagte den maÃ�geblichen Rechtsfragen
grundsÃ¤tzliche Bedeutung zumisst.

Die zulÃ¤ssige Berufung ist unbegrÃ¼ndet. Das Sozialgericht hat die Beklagte zu
Recht im Wege des Aufhebungs- und Verpflichtungsurteils verurteilt, die KlÃ¤gerin
einer Schwerbehinderten gleichzustellen. Der angefochtene Bescheid ist
rechtswidrig. Die KlÃ¤gerin hat einen Gleichstellungsanspruch nach Â§ 2 Abs. 3 SGB
IX.

Nach dieser Vorschrift sollen schwerbehinderten Menschen gleichgestellt werden
Menschen mit Behinderungen mit einem Grad der Behinderung von weniger als 50,
aber wenigstens 30, bei denen die Ã¼brigen Voraussetzungen des Â§ 2 Abs. 2 SGB
IX vorliegen, wenn sie infolge ihrer Behinderung ohne die Gleichstellung einen
geeigneten Arbeitsplatz im Sinne des Â§ 156 SGB IX nicht erlangen oder nicht
behalten kÃ¶nnen (gleichgestellte behinderte Menschen).

Die KlÃ¤gerin ist eine Frau mit Behinderung, bei der ein GdB von 40 festgestellt ist.
Die Beklagte ist im Rahmen des Verfahrens der Gleichstellung an den festgestellten
GdB gebunden, obwohl sie weder am Verwaltungsverfahren noch am gerichtlichen
Verfahren zur HÃ¶he des GdB zu beteiligen ist. Die Feststellung des GdB durch die
jeweils nach Landesrecht zustÃ¤ndige BehÃ¶rde wirkt insoweit konstitutiv (BSG
Urteil vom 06.08.2014 â�� B 11 AL 16/13 R mwN). Die KlÃ¤gerin hat rechtmÃ¤Ã�ig
ihren Wohnsitz in Deutschland und erfÃ¼llt damit Grundvoraussetzungen fÃ¼r eine
Gleichstellung (Â§ 2 Abs. 2 SGB IX).

Die KlÃ¤gerin war und ist auf einem Arbeitsplatz iSd Â§ 156 Abs. 1 SGB IX
beschÃ¤ftigt. ArbeitsplÃ¤tze sind hiernach alle Stellen, auf denen
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, Beamtinnen und Beamte, Richterinnen und
Richter sowie Auszubildende und andere zu ihrer beruflichen Bildung Eingestellte
beschÃ¤ftigt werden. Die KlÃ¤gerin war und ist in Vollzeit als Arbeitnehmerin
beschÃ¤ftigt. Entgegen der Annahme der Beklagten im Widerspruchsverfahren gilt
dies auch fÃ¼r die BeschÃ¤ftigung der KlÃ¤gerin als O. bei der I. B. in U..

MaÃ�geblicher Zeitpunkt fÃ¼r die Beurteilung eines Gleichstellungsbegehrens ist
wegen der RÃ¼ckwirkung auf den Zeitpunkt der Antragsstellung (Â§ 151 Abs. 2
Satz 2 SGB IX) in erster Linie dieser Zeitpunkt. Allerdings mÃ¼ssen wegen des
Zwecks der Regelung auch wesentliche Ã�nderungen der Sach- und Rechtslage bis
zur letzten mÃ¼ndlichen Verhandlung BerÃ¼cksichtigung finden (BSG Urteile vom
06.08.2014 â�� B 11 AL 16/13 R und vom 02.03.2000 â�� B 7 AL 46/99 R), so dass
neben dem Sach- und Streitstand bei Antragstellung alle wesentlichen Ã�nderungen
der Sach- und Rechtslage bis zur letzten mÃ¼ndlichen Verhandlung
BerÃ¼cksichtigung finden mÃ¼ssen. Es wÃ¤re nicht begrÃ¼ndbar, hinsichtlich der
gesetzlichen Anordnung einer RÃ¼ckwirkung der Gleichstellung einen
Rechtszustand bis zur endgÃ¼ltigen Entscheidung Ã¼ber die Gleichstellung
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fortzuschreiben, wenn zwischenzeitlich die Voraussetzungen fÃ¼r eine
Gleichstellung entfallen sind. Mit anderen Worten: Zwar ordnet das Gesetz mit der
konstitutiven Feststellung der Gleichstellung eine RÃ¼ckwirkung dieser
Gleichstellung fÃ¼r die Zeit ab Antragstellung an; jedoch setzt dies voraus, dass die
Sach- und Rechtslage bereits zum Zeitpunkt der Antragstellung eine Gleichstellung
rechtfertigte und nicht in der Folgezeit die Voraussetzungen fÃ¼r eine
Gleichstellung entfallen sind. Hieraus kÃ¶nnen sich im Einzelnen abweichende
Zeitpunkte fÃ¼r den Beginn, aber auch fÃ¼r das Ende der Gleichstellung ergeben.
Dabei ist auch zu beachten, dass der Wegfall einer der Voraussetzungen der
Gleichstellung nicht notwendig zur Beendigung der Gleichstellung fÃ¼hrt, wenn der
Behinderte zugleich infolge der Behinderung einen geeigneten Arbeitsplatz nicht
erlangen kann. Beide Voraussetzungen sind also Elemente einer einheitlichen
Entscheidung (BSG Urteil vom 02.03.2000 â�� B 7 AL 46/99 R).

Bezogen auf den vorliegenden Fall bedeuten diese GrundsÃ¤tze, dass der
Gleichstellungsanspruch von Beginn an besteht, wenn die KlÃ¤gerin die
Gleichstellung benÃ¶tigte, um den Arbeitsplatz beim W. zu behalten und sie aktuell
benÃ¶tigt, um den Arbeitsplatz bei der P.-Klink zu behalten. Auf die Variante
â��Erlangung eines Arbeitsplatzesâ�� kommt es hingegen nicht an, weil die
KlÃ¤gerin alle drei ArbeitsplÃ¤tze auch ohne einen Gleichstellungsschutz erhalten
hat. Da es sich bei allen drei ArbeitsplÃ¤tzen um klassische
KrankenschwesterntÃ¤tigkeiten in der Krankenpflege, also nicht zB in
Funktionsbereichen eines Krankenhauses (zB Radiologie, Notaufnahme), einem
Pflegdienst oder einer psychiatrischen Klinik handelt, kÃ¶nnen die maÃ�geblichen
Rechtsfragen fÃ¼r die gesamte Zeit ab Antragstellung einheitlich behandelt
werden.

Es handelt sich bei den ArbeitsplÃ¤tzen um geeignete ArbeitsplÃ¤tze. Der
behinderte Mensch darf grundsÃ¤tzlich durch die geschuldete Arbeitsleistung nicht
gesundheitlich Ã¼berfordert werden. Auf der anderen Seite fÃ¼hrt das Auftreten
oder Hinzutreten einer behinderungsbedingten EinschrÃ¤nkung des beruflichen
LeistungsvermÃ¶gens fÃ¼r sich genommen noch nicht zum Wegfall der
Geeignetheit des Arbeitsplatzes. Die Geeignetheit des Arbeitsplatzes bestimmt sich
individuell-konkret nach dem Eignungs- und Leistungspotential des behinderten
Menschen. Die Bundesagentur fÃ¼r Arbeit und ggf. die Gerichte haben die
konkreten Behinderungen und ihre Auswirkungen auf die Eignung des behinderten
Menschen fÃ¼r den konkreten Arbeitsplatz zu ermitteln. Danach haben sie zu
entscheiden, ob der Arbeitsplatz entweder schon fÃ¼r sich betrachtet geeignet ist
oder jedenfalls durch Umsetzung von Leistungen der RehabilitationstrÃ¤ger oder
des Arbeitgebers so gestaltet werden kann, dass der behinderte Mensch die
Anforderungen des Arbeitsplatzes erfÃ¼llen kann, ohne seinen Gesundheitszustand
zu verschlechtern. Bei der PrÃ¼fung der Geeignetheit eines Arbeitsplatzes sind
auch die Rechtspflichten der RehabilitationstrÃ¤ger zur Sicherung der Teilhabe am
Arbeitsleben sowie die Rechtspflichten des Arbeitgebers zu berÃ¼cksichtigen (BSG
Urteil vom 06.08.2014 â�� B 11 AL 16/13 R mwN).

Die gesundheitlichen EinschrÃ¤nkungen der KlÃ¤gerin Ã¤uÃ�ern sich im
Wesentlichen in den orthopÃ¤dischen EinschrÃ¤nkungen beim Heben und Tragen
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schwerer Lasten und in der EinsatzfÃ¤higkeit der Hand. Aufgrund des
Bluthochdrucks darf sie nicht im Nachdienst und in Wechselschicht arbeiten. Dies
entnimmt der Senat in orthopÃ¤discher Hinsicht dem Gutachten von Dr. H., der
entsprechende EinschrÃ¤nkungen plausibel darstellt und in kardiologischer Hinsicht
dem Gutachten von Dr. C., der hinsichtlich des Nachtdienstes eine entsprechende
anamnestische Feststellung trifft. Die EinschrÃ¤nkungen bei der Wechselschicht
sind fÃ¼r den Senat angesichts des internistischen Krankheitsbildes der KlÃ¤gerin
ebenfalls nachvollziehbar. Hiermit sind ihr zwar einige Bereiche der
grundpflegerischen TÃ¤tigkeiten verschlossen, wie zB das Lagern schwererer
Patienten und die Teilnahme am Schichtplan, der fÃ¼r nicht gesundheitlich
beeintrÃ¤chtigte Kolleginnen und Kollegen gilt und grundsÃ¤tzlich
arbeitsvertraglich geschuldet ist. Die KlÃ¤gerin hat aber glaubhaft vorgetragen,
dass ihr die AusÃ¼bung der TÃ¤tigkeit notfalls mit Schmerzmitteln und bei
BerÃ¼cksichtigung ihrer weiteren EinschrÃ¤nkungen grundsÃ¤tzlich mÃ¶glich ist.
Die Geeignetheit eines Arbeitsplatzes kann nicht bereits dann verneint werden,
wenn einzelne TÃ¤tigkeiten nur erschwert verrichtet werden kÃ¶nnen, wenn bei
wertender Gesamtbetrachtung das wesentliche TÃ¤tigkeitsfeld noch ausgeÃ¼bt
werden kann (Luthe, JurisPK-SGB IX, Â§ 2 Rn. 160 mwN). FÃ¼r die Geeignetheit
sprechen auch die noch moderaten ArbeitsunfÃ¤higkeitszeiten und der Umstand,
dass die KlÃ¤gerin trotz ihres nicht mehr jugendlichen Alters motiviert arbeitet und
bereits zweimal mit Erfolg ohne zwischenzeitliche Arbeitslosigkeit eine neue Stelle
gefunden hat. Bei lebensnaher Betrachtung ist nicht anzunehmen, dass die
KlÃ¤gerin stets neue Stellen sucht, die merkbar auf Kosten ihrer Gesundheit gehen.

Die KlÃ¤gerin konnte (W.) und kann (P.-Krankenhaus) infolge ihrer Behinderung
ohne die Gleichstellung einen geeigneten Arbeitsplatz nicht behalten iSd Â§ 2 Abs. 3
Alt. 2 SGB IX.

Der behinderte Mensch soll in das Arbeitsleben integriert bleiben. Die Gleichstellung
dient dazu, eine ungÃ¼nstige Konkurrenzsituation des Behinderten am Arbeitsplatz
und auf dem Arbeitsmarkt zu verbessern und somit den Arbeitsplatz sicherer zu
machen oder seine Vermittlungschancen zu erhÃ¶hen (BSG Urteil vom 01.03.2011
â�� B 7 AL 6/10 R). MaÃ�geblich fÃ¼r die Frage, ob eine ArbeitsplatzgefÃ¤hrdung
infolge der Behinderung gegeben ist, ist damit, ob der Arbeitnehmer trotz seiner
EinschrÃ¤nkungen gegenÃ¼ber nicht behinderten Kollegen noch konkurrenzfÃ¤hig
ist (BSG Urteil vom 06.08.2014 â�� B 11 AL 16/13 R). Weitere Anforderungen, wie
ein drohender Personalabbau, eine ungÃ¼nstige wirtschaftliche Situation,
Umstrukturierungen o. Ã�h. sind fÃ¼r eine Gleichstellung grundsÃ¤tzlich nicht zu
fordern. Denn der behinderte Mensch kann nicht darauf verwiesen werden
abzuwarten, bis der Arbeitgeber MaÃ�nahmen ergreift, die auf die Beendigung des
ArbeitsverhÃ¤ltnisses zielen. In einer solchen Situation kÃ¤me eine Gleichstellung
nach Â§ 2 Abs. 3 SGB IX in aller Regel zu spÃ¤t. Die Antwort auf die Frage nach dem
Kausalzusammenhang iS des Â§Â 2 Abs. 3 SGB IX ergibt sich daher nicht aus der
Alternative einer entweder nur abstrakten oder konkreten Prognoseentscheidung
Ã¼ber die ArbeitsplatzgefÃ¤hrdung. MaÃ�geblich ist allein die EinschrÃ¤nkung der
KonkurrenzfÃ¤higkeit und die MÃ¶glichkeit, das ArbeitsverhÃ¤ltnis ordentlich zu
kÃ¼ndigen. Dann kann der Arbeitsplatz durch die Gleichstellung sicherer gemacht
werden. Einer konkret drohenden oder ausgesprochenen KÃ¼ndigung bedarf es

                             7 / 12

https://dejure.org/gesetze/SGB_IX/2.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_IX/2.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%207%20AL%206/10%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2011%20AL%2016/13%20R
https://dejure.org/gesetze/SGB_IX/2.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_IX/2.html


 

nicht (BSG Urteil vom 06.08.2014 â�� B 11 AL 16/13 R).

Die Gleichstellung kann neben dem KÃ¼ndigungsschutz (Â§Â§ 168 ff SGB IX) zudem
den Effekt haben, den Arbeitgeber zu einer behinderungsbedingten Gestaltung des
Arbeitsplatzes â�� sei es durch technische Ausstattung, sei es â�� wie im Fall der
KlÃ¤gerin â�� durch eine entsprechende Gestaltung der Arbeitsbedingungen â�� zu
bewegen. Denn gem. Â§ 164 Abs. 4 Nr. 4 SGB IX haben die schwerbehinderten
Menschen gegenÃ¼ber ihren Arbeitgebern Anspruch auf behinderungsgerechte
Einrichtung und Unterhaltung der ArbeitsstÃ¤tten einschlieÃ�lich der
Betriebsanlagen, Maschinen und GerÃ¤te sowie der Gestaltung der ArbeitsplÃ¤tze,
des Arbeitsumfelds, der Arbeitsorganisation und der Arbeitszeit unter besonderer
BerÃ¼cksichtigung der Unfallgefahr. Ist die Gleichstellung hiernach geeignet, die
Verhandlungsposition des Arbeitnehmers bei entsprechenden Verhandlungen und
Auswahlentscheidungen zu stÃ¤rken, ist eine Eignung zum Ausgleich von
Wettbewerbsnachteilen fÃ¼r die Erhaltung des Arbeitsplatzes bereits gegeben.
Kann der gleichgestellte Arbeitnehmer den Arbeitgeber hiernach zu einer
entsprechenden Gestaltung der Arbeit veranlassen, dient dies gleichzeitig der
Erhaltung des Arbeitsplatzes als solchem, weil eine Minderleistung dann
ausgeglichen oder vermieden werden kann.

Die KlÃ¤gerin ist gegenÃ¼ber nicht behinderten Krankenschwestern und
â��pflegern nicht mehr in vollem Umfang konkurrenzfÃ¤hig. Bereits das Geschehen
am W. zeigt, dass die KlÃ¤gerin behinderungsbedingt in ihrer
WettbewerbsfÃ¤higkeit soweit eingeschrÃ¤nkt war, dass ihr ArbeitsverhÃ¤ltnis
bedroht war und schlieÃ�lich auch beendet worden ist. Andere GrÃ¼nde als die
verminderte LeistungsfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin sind fÃ¼r das Ende der
BeschÃ¤ftigung beim W. nicht ersichtlich. Die KlÃ¤gerin hat plausibel und fÃ¼r den
Senat Ã¼berzeugend dargelegt, dass sie die Anforderungen an eine TÃ¤tigkeit in
der Grundpflege nicht mehr in vollem Umfang verrichten kann. Dies gilt nicht nur
wegen ihrer EinschrÃ¤nkungen im Bereich KÃ¶rperkraft (Heben und Tragen,
Handbelastbarkeit), sondern auch wegen der Notwendigkeit, Nachtdienste und
Wechselschichten zu vermeiden. Der letztgenannte Gesichtspunkt beeintrÃ¤chtigt
die KonkurrenzfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin empfindlich, da FlexibilitÃ¤t im
Personaleinsatz und die MÃ¶glichkeit, bei einem kurzfristigen Personalausfall
einsatzbereit zu sein, erhebliche Wettbewerbsvorteile darstellen.

Der Umstand, dass nach dem Vorbringen der KlÃ¤gerin der Arbeitgeber bereit ist,
entsprechende RÃ¼cksichten zu nehmen, steht einem Gleichstellungsanspruch
nicht entgegen. Nach dem Arbeitsvertrag ist die KlÃ¤gerin ohne EinschrÃ¤nkungen
als Gesundheits- und Krankenpflegerin eingesetzt. Â§ 4 des Arbeitsvertrags
bestimmt ausdrÃ¼cklich: â��Die Festlegung der Lage der Arbeitszeit obliegt der
Arbeitgeberin, soweit sich nicht aus den nach diesem Arbeitsvertrag anwendbaren
tariflichen oder betrieblichen Regelungen zwingende Vorgaben ergeben. Die
Mitarbeiterin ist verpflichtet, im Rahmen der gesetzlichen und nach diesem
Arbeitsvertrag anwendbaren tariflichen Bestimmungen Samstags-, Sonntags-,
Feiertags-, Nacht-, Wechselschicht-, und Schichtarbeit sowie Ã�berstunden und
Mehrarbeit zu leisten. Dasselbe gilt fÃ¼r Bereitschaftsdienste und
Rufbereitschaft.â�� Der Verzicht der Arbeitgeberin auf einen entsprechenden
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Einsatz ist freiwillig. Die Gleichstellung trÃ¤gt dazu bei, der KlÃ¤gerin insoweit zu
einer verhandelbaren Rechtsposition zu verhelfen (Â§ 164 Abs. 4 Nr. 4 SGB IX).

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r eine Zulassung der Revision liegen nicht vor (Â§ 160 Abs. 2 SGG).

Rechtsmittelbelehrung:

Dieses Urteil kann nur dann mit der Revision angefochten werden, wenn sie
nachtrÃ¤glich vom Bundessozialgericht zugelassen wird. Zu diesem Zweck kann die
Nichtzulassung der Revision durch das Landessozialgericht mit der Beschwerde
angefochten werden.

Die Beschwerde ist von einem bei dem Bundessozialgericht zugelassenen
ProzessbevollmÃ¤chtigten innerhalb eines Monats nach Zustellung des Urteils
schriftlich oder in elektronischer Form beim

Bundessozialgericht, Postfach 41 02 20, 34114
KasseloderBundessozialgericht, Graf-Bernadotte-Platz 5, 34119 Kassel

einzulegen.

Die Beschwerdeschrift muss bis zum Ablauf der Monatsfrist bei dem
Bundessozialgericht eingegangen sein.

Die elektronische Form wird durch Ã�bermittlung eines elektronischen Dokuments
gewahrt, das fÃ¼r die Bearbeitung durch das Gericht geeignet ist und

â�� von der verantwortenden Person qualifiziert elektronisch signiert ist und Ã¼ber
das Elektronische Gerichts- und Verwaltungspostfach (EGVP) eingereicht wird oder

â�� von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren
Ã�bermittlungsweg gem. Â§ 65a Abs. 4 Sozialgerichtsgesetz (SGG) eingereicht wird.

Weitere Voraussetzungen, insbesondere zu den zugelassenen Dateiformaten und
zur qualifizierten elektronischen Signatur, ergeben sich aus der Verordnung Ã¼ber
die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und
Ã¼ber das besondere elektronische BehÃ¶rdenpostfach (Elektronischer-
Rechtsverkehr-Verordnung -ERVV) in der jeweils gÃ¼ltigen Fassung. Weitergehende
Informationen zum elektronischen Rechtsverkehr kÃ¶nnen Ã¼ber das Internetportal
des Bundessozialgerichts (www.bsg.bund.de) abgerufen werden.

Als ProzessbevollmÃ¤chtigte sind nur zugelassen

â��Â Â Â Â Â Â Â Â Â  jeder Rechtsanwalt,

â��Â Â Â Â Â Â Â Â Â  Rechtslehrer an einer staatlichen oder staatlich anerkannten
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Hochschule eines Mitgliedsstaates der EuropÃ¤ischen Union, eines anderen
Vertragsstaates des Abkommens Ã¼ber den EuropÃ¤ischen Wirtschaftsraum oder
der Schweiz, die die BefÃ¤higung zum Richteramt besitzen,

â��Â Â Â Â Â Â Â Â Â  selbstÃ¤ndige Vereinigungen von Arbeitnehmern mit sozial-
oder berufspolitischer Zwecksetzung fÃ¼r ihre Mitglieder,

â��Â Â Â Â Â Â Â Â Â  berufsstÃ¤ndische Vereinigungen der Landwirtschaft fÃ¼r
ihre Mitglieder,

â��Â Â Â Â Â Â Â Â Â  Gewerkschaften und Vereinigungen von Arbeitgebern sowie
ZusammenschlÃ¼sse solcher VerbÃ¤nde fÃ¼r ihre Mitglieder oder fÃ¼r andere
VerbÃ¤nde oder ZusammenschlÃ¼sse mit vergleichbarer Ausrichtung und deren
Mitglieder,

â��Â Â Â Â Â Â Â Â Â  Vereinigungen, deren satzungsgemÃ¤Ã�e Aufgaben die
gemeinschaftliche Interessenvertretung, die Beratung und Vertretung der
LeistungsempfÃ¤nger nach dem sozialen EntschÃ¤digungsrecht oder der
behinderten Menschen wesentlich umfassen und die unter BerÃ¼cksichtigung von
Art und Umfang ihrer TÃ¤tigkeit sowie ihres Mitgliederkreises die GewÃ¤hr fÃ¼r
eine sachkundige Prozessvertretung bieten, fÃ¼r ihre Mitglieder,

â��Â Â Â Â Â Â Â Â Â  juristische Personen, deren Anteile sÃ¤mtlich im
wirtschaftlichen Eigentum einer der vorgenannten Organisationen stehen, wenn die
juristische Person ausschlieÃ�lich die Rechtsberatung und Prozessvertretung dieser
Organisation und ihrer Mitglieder oder anderer VerbÃ¤nde oder
ZusammenschlÃ¼sse mit vergleichbarer Ausrichtung und deren Mitglieder
entsprechend deren Satzung durchfÃ¼hrt, und wenn die Organisation fÃ¼r die
TÃ¤tigkeit der BevollmÃ¤chtigten haftet.

Die vorgenannten Vereinigungen, Gewerkschaften und juristischen Personen
mÃ¼ssen durch Personen mit BefÃ¤higung zum Richteramt handeln. BehÃ¶rden
und juristische Personen des Ã¶ffentlichen Rechts einschlieÃ�lich der von ihnen zur
ErfÃ¼llung ihrer Ã¶ffentlichen Aufgaben gebildeten ZusammenschlÃ¼sse sowie
private Pflegeversicherungsunternehmen kÃ¶nnen sich durch eigene BeschÃ¤ftigte
mit BefÃ¤higung zum Richteramt oder durch BeschÃ¤ftigte mit BefÃ¤higung zum
Richteramt anderer BehÃ¶rden oder juristischer Personen des Ã¶ffentlichen Rechts
einschlieÃ�lich der von ihnen zur ErfÃ¼llung ihrer Ã¶ffentlichen Aufgaben
gebildeten ZusammenschlÃ¼sse vertreten lassen.

Ein Beteiligter, der zur Vertretung berechtigt ist, kann sich selbst vertreten. Handelt
es sich dabei um eine der vorgenannten Vereinigungen, Gewerkschaften oder
juristischen Personen, muss diese durch Personen mit BefÃ¤higung zum Richteramt
handeln.

Die Beschwerde ist innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung des Urteils von
einem zugelassenen BevollmÃ¤chtigten schriftlich oder in elektronischer Form zu
begrÃ¼nden.
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In der BegrÃ¼ndung muss die grundsÃ¤tzliche Bedeutung der Rechtssache
dargelegt oder die Entscheidung des Bundessozialgerichts, des Gemeinsamen
Senats der obersten GerichtshÃ¶fe des Bundes oder des
Bundesverfassungsgerichts, von der das Urteil abweicht, oder ein
Verfahrensmangel, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann,
bezeichnet werden. Als Verfahrensmangel kann eine Verletzung der Â§Â§ 109 und 
128 Abs. 1 Satz 1 Sozialgerichtsgesetz nicht und eine Verletzung des Â§ 103
Sozialgerichtsgesetz nur gerÃ¼gt werden, soweit das Landessozialgericht einem
Beweisantrag ohne hinreichende BegrÃ¼ndung nicht gefolgt ist.

FÃ¼r die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision kann ein Beteiligter,
der nicht schon durch die oben genannten Vereinigungen, Gewerkschaften oder
juristischen Personen vertreten ist, Prozesskostenhilfe zum Zwecke der Beiordnung
eines Rechtsanwalts beantragen.

Der Beteiligte kann die Prozesskostenhilfe selbst beantragen. Der Antrag ist beim
Bundessozialgericht entweder schriftlich oder in elektronischer Form einzureichen
oder mÃ¼ndlich vor dessen GeschÃ¤ftsstelle zu Protokoll zu erklÃ¤ren.

Dem Antrag sind eine ErklÃ¤rung des Beteiligten Ã¼ber seine persÃ¶nlichen und
wirtschaftlichen VerhÃ¤ltnisse (FamilienverhÃ¤ltnisse, Beruf, VermÃ¶gen,
Einkommen und Lasten) sowie entsprechende Belege beizufÃ¼gen. Hierzu ist der
fÃ¼r die Abgabe der ErklÃ¤rung vorgeschriebene Vordruck zu benutzen. Der
Vordruck kann von allen Gerichten oder durch den Schreibwarenhandel bezogen
werden.

Wird Prozesskostenhilfe bereits fÃ¼r die Einlegung der Beschwerde begehrt, so
mÃ¼ssen der Antrag und die ErklÃ¤rung Ã¼ber die persÃ¶nlichen und
wirtschaftlichen VerhÃ¤ltnisse â�� gegebenenfalls nebst entsprechenden Belegen
â�� bis zum Ablauf der Frist fÃ¼r die Einlegung der Beschwerde (ein Monat nach
Zustellung des Urteils) beim Bundessozialgericht eingegangen sein.

Mit dem Antrag auf Prozesskostenhilfe kann ein zur Vertretung bereiter
Rechtsanwalt benannt werden.

Ist dem Beteiligten Prozesskostenhilfe bewilligt worden und macht er von seinem
Recht, einen Anwalt zu wÃ¤hlen, keinen Gebrauch, wird auf seinen Antrag der
beizuordnende Rechtsanwalt vom Bundessozialgericht ausgewÃ¤hlt.

Der Beschwerdeschrift und allen folgenden SchriftsÃ¤tzen sollen Abschriften fÃ¼r
die Ã¼brigen Beteiligten beigefÃ¼gt werden.

Das Bundessozialgericht bittet darÃ¼ber hinaus um je zwei weitere Abschriften.

Schriftlich einzureichende AntrÃ¤ge und ErklÃ¤rungen, die durch einen
Rechtsanwalt, durch eine BehÃ¶rde oder durch eine juristische Person des
Ã¶ffentlichen Rechts einschlieÃ�lich der von ihr zur ErfÃ¼llung ihrer Ã¶ffentlichen
Aufgaben gebildeten ZusammenschlÃ¼sse eingereicht werden, sind als
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elektronisches Dokument zu Ã¼bermitteln. Ist dies aus technischen GrÃ¼nden
vorÃ¼bergehend nicht mÃ¶glich, bleibt die Ã�bermittlung nach den allgemeinen
Vorschriften zulÃ¤ssig. Die vorÃ¼bergehende UnmÃ¶glichkeit ist bei der
Ersatzeinreichung oder unverzÃ¼glich danach glaubhaft zu machen; auf
Anforderung ist ein elektronisches _Â  Dokument nachzureichen. Gleiches gilt fÃ¼r
die nach dem Sozialgerichtsgesetz vertretungsberechtigten Personen, fÃ¼r die ein
sicherer Ã�bermittlungsweg nach Â§ 65a Abs. 4 Nr. 2 SGG zur VerfÃ¼gung steht (Â§
65d SGG).

Erstellt am: 29.11.2023

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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